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Brauer: Auch kleinen Grundschulen eine Chance geben

Anlässlich einer Landtagsdebatte über die Besoldung von Schulleitern und die Zukunft kleiner
Grundschulen kritisierte der finanzpolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Stephen Brauer,
eine falsche Prioritätensetzung der grün-schwarzen Landesregierung und forderte, auch die Schulleiter
kleinerer Schulen besser zu bezahlen. Brauer hierzu:

„Damit wir auch an unseren Schulen die beste Qualität anbieten können, brauchen wir sehr gute
Lehrerinnen und Lehrer, aber auch sehr gute Schulleiterinnen und Schulleiter, die motiviert ihrer Aufgabe
nachgehen. Nach Angaben der vier Regierungspräsidien waren Ende 2018 jedoch 216 Rektorenstellen
landesweit vakant, 143 davon allein an Grundschulen. Deshalb plant die Landesregierung, die Schulleiter
besser zu bezahlen. Im Falle kleiner Schulen sollen die Schulleiter allerdings nur dann von A12 in A13
befördert werden, wenn ihre Schule mehr als 40 Schüler umfasst. Wir Freie Demokraten sind die Letzten,
die in Zeiten gigantischer Steuereinnahmen dazu aufrufen, jedes Maß zu verlieren und mit dem Füllhorn
durch die Lande zu spazieren. Aber hier geht es nicht um neue Stellen, sondern um eine dringend
gebotene Anpassung der Besoldung von Landesbeamten, die einen wichtigen Job erfüllen, die mit
Herzblut bei der Sache sind und für die Zukunft unseres Bundeslandes wichtige Weichenstellungen
vornehmen. Die Anpassung der Besoldung ist also ein Gebot der Fairness und mehr als überfällig – und
zwar für die Schulleiter aller Schulen einschließlich der kleinen.“

Der willkürlichen Grenzziehung von 40 Schülern liege laut Brauer die Absicht zu Grunde,
Schulschließungen voranzutreiben. „Den Trick mit starren Größenvorschriften hat bereits die grün-rote
Vorgängerregierung angewandt, um die Haupt-und Werkrealschulen zum Aufgeben zu zwingen oder an
ihrer Stelle Gemeinschaftsschulen zu etablieren. Die FDP/DVP Fraktion fordert Grün-Schwarz auf, die
Entscheidung über die Ausgestaltung des Schulangebots den vor Ort Verantwortlichen zu überlassen.
Ob ein Schulstandort wegfallen kann, hat schließlich vor allem mit den örtlichen Gegebenheiten zu tun,
insbesondere mit möglichen Alternativen in der näheren Umgebung oder – vor allem im Ländlichen
Raum – mit der Verkehrsanbindung. Das Schulwesen in die Freiheit zu entlassen und auch kleinen
Grundschulen eine Chance zu geben, das ist der dringende Rat der Freien Demokraten an die
Landesregierung.“

Siehe auch: Antrag der Fraktion der FDP/DVP vom 09.01.2019 „Alle Schulleitungen wirksam
unterstützen und nicht kleine Schulen ins Abseits stellen“, Drucksache 16/5487.

https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP16/Drucksachen/5000/16_5487.pdf

